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Thema

Temporäre Beschaulichkeit
um einen innovativen Kern
Bürgerstiftungen in Deutschland

■ Stefan Nährlich

Eine Bürgerstiftung sammelt von Bürgern
viele eher kleine Geldsummen zum Einsatz
für einen möglichst breiten Stiftungszweck.
Sie engagiert sich für das Gemeinwesen ei-
ner bestimmten Stadt oder Region. Zum
Selbstverständnis der meisten Bürgerstiftun-
gen gehört die Unabhängigkeit von staat-
lichen, kommunalen oder Unternehmens-
strukturen. Während traditionelle Stiftun-
gen häufig über kein internes Kontrollorgan
verfügen, ist dies bei den Bürgerstiftungen
die Regel. Das Gesamtvermögen der deut-
schen Bürgerstiftungen beläuft sich derzeit
auf über 60 Millionen Euro.

Bürgerstiftungen erfreuen sich in Fach-
kreisen und Medien großer Aufmerksam-
keit. Bei potenziellen Stiftern, Spendern
und ehrenamtlich Engagierten sind sie in
den zehn Jahren ihres Bestehens zu einer
attraktiven Alternative zu Vereinen und
traditionellen Stiftungen geworden. Wäh-
rend die fachliche, überwiegend ehren-
amtlich geleistete Arbeit der Bürgerstif-
tungen mit ihren Leseprojekten für Mi-
grantenkinder oder der Förderung von
Musikschulen oft einen etwas beschau-
lichen Eindruck erweckt, haben die Bür-
gerstiftungen einen innovativen Kern: sich
selbst, denn sie sind eine institutionelle In-
novation in der Organisationslandschaft
der deutschen Bürgergesellschaft.

Die Bürgerstiftungen in Deutschland
sind auf dem besten Weg, zu einer dauer-
haften Erfolgsgeschichte zu werden. Zehn
Jahre nach der Gründung der ersten Bür-
gerstiftung im nordrhein-westfälischen
Gütersloh sind in mehr als 145 Städten,
Gemeinden oder Regionen Bürgerstiftun-
gen aktiv. Nach den USA und Kanada
gibt es inzwischen in Deutschland die
meisten Bürgerstiftungen weltweit. In kei-
nem anderen Land entwickeln sie sich so
dynamisch wie hierzulande.

Wie Hellmann (2006) in ihrer Untersu-
chung festgestellt hat, verdoppelte sich
die Zahl der Bürgerstiftungen in Deutsch-
land seit 1998 alle zwei Jahre. Im Jahr
2005 erreichte die Anzahl der neu ge-

gründeten Bürgerstiftungen in Deutsch-
land ihren bislang höchsten Wert.
Bundesweit wurden im Jahr 2005 genau
37 Bürgerstiftungen gegründet. In allen
Bundesländern mit Ausnahme des Saar-
landes existieren Bürgerstiftungen. Die
meisten gab es Ende August 2006 in
Nordrhein-Westfalen (49 Bürgerstiftun-
gen), es folgten die Bundesländer Baden-
Württemberg (25) und Niedersachsen
(24). Schlusslichter waren Brandenburg
und Sachsen-Anhalt mit je einer Bürger-
stiftung. Gut 27 Millionen Einwohner
haben in Deutschland potenziellen Zu-
gang zu einer Bürgerstiftung, d. h. sie le-
ben in einer Region, in der eine Bürger-
stiftung aktiv ist. Das Gesamtvermögen
der deutschen Bürgerstiftungen beläuft
sich aktuell auf über 60 Millionen Euro.

Bürgerstiftungen sind jedoch vor allem
deshalb interessant, weil sie eine institu-
tionelle Innovation in der Organisations-
landschaft der Bürgergesellschaft in
Deutschland darstellen. Zwar gilt auf-
grund des Fehlens einer gesetzlichen Defi-
nition jede Stiftung als Trägerin einer ver-
selbstständigten Vermögensmasse und
unterscheidet sich von einem Verein da-
durch, dass sie in ihren Grundzügen nicht
einem ständigen demokratischen Willens-
bildungsprozess ihrer Mitglieder unter-
worfen ist, sondern den bei Gründung
wiedergegebenen Stifterwillen nachhaltig
zu erfüllen hat.

Doch hat erstmals die Bürgerstiftung sy-
stematisch und konzeptionell die Stif-
tungsidee um assoziative Elemente einer
Gemeinschaft von Stiftern ergänzt. Ihre
Umsetzung findet dies bei der Bürgerstif-
tung in der Idee einer Stiftung von Bür-
gern für Bürger, was sich institutionell in
Form der Stifterversammlung oder des
Stifterrates und des Kuratoriums aus-
drücken kann. Idealtypisch entscheiden
hier Stifter und andere Organmitglieder
über die grundsätzlichen Fragen der Stif-
tungsarbeit und nehmen wesentliche Kon-
trollaufgaben gegenüber dem für die ope-
rative Arbeit zuständigen Vorstand war.

Une fondation citoyenne collecte be-

aucoup d’argent, même s’il s’agit de

petites sommes, destiné à un éventail

intentionnellement large de tâches,

défini par les fondateurs. Elle cible

généralement une ville ou une région.

Une de leur caractéristique commune

réside dans leur indépendance vis à

vis des autorités publiques, municipa-

les et des entreprises commerciales.

Tandis que les fondations tradition-

nelles ne disposent pas la plupart du

temps de mécanismes de contrôle

internes, la plupart des fondations ci-

toyennes en ont-elles instaurés. L’ac-

tif complet de telles fondations s’élève

actuellement en Allemagne à environ

60 millions d’euros.

Dr. Stefan Nährlich ist
Geschäftsführer der Aktiven
Bürgerschaft, dem Kompetenzzentrum
für Bürgerengagement der Volksbanken
und Raiffeisenbanken.
E-Mail
stefan.naehrlich@aktive-buergerschaft.de

A citizens’ foundation collects many,

though small amounts of money to

be used for an intentionally wide ar-

ray of tasks defined by the founda-

tion. It is concerned with the commu-

nity of a city or a region. A common

aspect of their self-understanding is

their independence with regard to

statutory, municipal and entrepreneu-

rial structures. Whereas traditional

foundations lack in many cases inter-

nal mechanisms of control, most of

the citizens’ foundations do have

such mechanisms. The entire assets of

such foundations in Germany cur-

rently amount to more than 60

million euro.
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Für Entscheidungs- und Kontrollstruk-
turen von Unternehmen hat sich der Be-
griff der Corporate Governance einge-
bürgert. Corporate Governance kann als
ein System verstanden werden, mit dem
Organisationen geführt und überwacht
werden, wobei manche Ansätze vor allem
den optimalen Ausgleich zwischen ver-
schiedenen Anspruchsgruppen einer Or-
ganisation betonen. Als Non-Profit-Go-
vernance hat das Thema inzwischen auch
bei gemeinnützigen Organisationen Kon-
junktur (siehe Schuhen 2005).

Governance-Modelle von
Bürgerstiftungen

Für die Gestaltung der Governance-
Strukturen von Bürgerstiftungen bieten
die zehn Merkmale für Bürgerstiftungen
des Bundesverbandes Deutscher Stiftun-
gen eine Orientierung. Hierin heißt es in
Punkt 3: »Eine Dominanz einzelner Stif-
ter, Parteien, Unternehmen wird abge-
lehnt. Politische Gremien und Verwal-
tungsspitzen dürfen keinen bestimmenden
Einfluss auf Entscheidungen nehmen.«
Punkt 10 führt aus: »Die interne Arbeit ei-
ner Bürgerstiftung ist durch Partizipation
und Transparenz geprägt. Eine Bürgerstif-
tung hat mehrere Gremien (Vorstand und
Kontrollorgan), in denen Bürger für Bür-
ger ausführende und kontrollierende
Funktionen innehaben.« (Bundesverband
Deutscher Stiftungen 2006: 14 f.).

Die Ausgestaltung der Governance-
Strukturen in den Bürgerstiftungen hat
sich in der Praxis vielfältig ausdifferen-
ziert. Es zeichnen sich in den Bürgerstif-
tungssatzungen jedoch verschiedene Go-
vernance-Modelle ab, die bei einer Anzahl
von Bürgerstiftungen Anwendung finden.
Mit den hier vorgestellten vier Modellen
soll keine Aussage über die Reichweite
oder Verbreitung eines Modells getroffen
werden. Vielmehr sollen Grundtypen von
Entscheidungs- und Kontrollstrukturen in
Bürgerstiftungen vorgestellt und anschlie-
ßend diskutiert werden.
• Die »StadtStiftung Gütersloh – Die Bür-

gerstiftung« wurde als erste deutsche
Bürgerstiftung 1996 gegründet. Sie ist
auf Initiative von Reinhard Mohn, dem
damaligen Vorstandsvorsitzenden der
Bertelsmann Stiftung, entstanden und
auf direkte Vorbilder und Erfahrungen
aus den USA zurückzuführen. Die
StadtStiftung Gütersloh gilt als klassi-

sche Top-down-Gründung. Sie verfügt
laut Satzung über zwei Organe (vgl. Ab-
bildung Governance-Modell »Güters-
loh«). Die ersten Organmitglieder wur-
den im Stiftungsgeschäft durch den oder
die Gründungsstifter benannt. Etwaige
»Wahlen« im Vorfeld durch anwesende
Stifter oder an der Stiftungsgründung
Mitwirkende sind grundsätzlich mög-
lich, aber nicht vorgeschrieben. Ein
zwei- bis fünfköpfiger Vorstand führt
die Geschäfte der StadtStiftung. Er wird
seit der Satzungsänderung von 2006
vom Aufsichtsorgan, dem Kuratorium,
gewählt (zuvor Kooptation). Das aus
fünf bis zwölf Personen bestehende Ku-
ratorium kooptiert seine Mitglieder. Es
beruft auch die zehn bis 30 Mitglieder
des Beirates, der die Funktion eines Ver-

treters der Gütersloher Bürgerschaft hat
und Kuratorium und Vorstand hin-
sichtlich der Verwirklichung des Stif-
tungszweckes berät und unterstützt.
Neben diesen Gremien können nach
der Satzung Arbeitsgruppen und eine
Geschäftsführung eingesetzt werden.
Das Kooptationsmodell der Erstfassung
der Satzung der StadtStiftung Gütersloh
fand und findet sich auch bei weiteren
Bürgerstiftungen wie beispielsweise der
Bürgerstiftung Parchim.

• Die Bürgerstiftung Hannover wurde ein
Jahr später auf Initiative von Prof. Dr.
Christian Pfeiffer, Direktor des Krimi-
nologischen Forschungsinstitutes
Niedersachsen, gegründet und orientiert
sich ebenfalls direkt an US-amerikani-
schen Vorbildern. Die Gründung der
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Bürgerstiftung Hannover wird in der Li-
teratur als Bottom-up-Gründung be-
schrieben und zeichnet sich u. a. durch
das Organ der »Stifterversammlung«
aus (vgl. Abbildung Governance-Mo-
dell »Hannover«). Ihr gehören alle Stif-
ter und Zustifter der Bürgerstiftung an,
die eine finanzielle Zuwendung ab einer
gewissen Höhe geleistet haben. Die Stif-
terversammlung wählt die Mitglieder
des Stiftungsrates, der die Funktion ei-
nes Aufsichtsorgans hat. Die fünf bis
zwölf Mitglieder des Stiftungsrates
wiederum wählen die drei bis sieben
Mitglieder des Vorstandes der Bürger-
stiftung, der die Bürgerstiftung nach au-
ßen vertritt. Ebenfalls ist in der Satzung
ein maximal 15-köpfiges Kuratorium

vorgesehen, dessen Mitglieder vom Stif-
tungsrat berufen werden. Das Kurato-
rium hat für die Bürgerstiftung eine be-
ratende Funktion. Fakultativ können
Arbeitsausschüsse eingerichtet werden,
ebenso eine durch den Vorstand zu be-
stellende Geschäftsführung. Die Sat-
zung der Bürgerstiftung Hannover war
Orientierung für viele Bürgerstiftungen.

• Ebenfalls weite Verbreitung findet das
Governance-Modell der Aktiven Bür-
gerschaft für Bürgerstiftungen, das der
Struktur der Bürgerstiftung Hannover
ähnelt. Auch hier wählen die Mitglieder
der Stifterversammlung das zehn- bis
15-köpfige Kuratorium, dem die Funk-
tion eines Aufsichtsorgans zukommt
(vgl. Abbildung Governance-Modell

»Aktive Bürgerschaft«). Die Kuratoren
wiederum wählen den Vorstand der
Bürgerstiftung, der aus drei bis fünf Per-
sonen besteht. Die Besonderheit bei die-
sem Modell sind die geborenen Mitglie-
der in Aufsichts- und Exekutivorgan.
Hiermit wird dem besonderen Engage-
ment von Genossenschaftsbanken für
Bürgerstiftungen Rechnung getragen.
Dabei darf die Zahl der geborenen Mit-
glieder zugunsten einer Volksbank oder
Raiffeisenbank nicht zu einer Dominanz
des jeweiligen Organs führen. Derartige
Governance-Strukturen haben beispiels-
weise die Bürgerstiftung Hellweg Re-
gion, die Bürgerstiftung Ostfalen und die
Bürgerstiftung EmscherLippe Land. Das
zweite Governance-Modell der Aktiven
Bürgerschaft sieht wie bei der StadtStif-
tung Gütersloh keine Stifterversamm-
lung vor. Die Mitglieder des Aufsichts-
organs kooptieren sich, wählen aber die
Mitglieder des Vorstandes. Für die ge-
borenen Mitglieder gelten die gleichen
Bedingungen wie im ersten Modell. Sol-
che Governance-Strukturen haben bei-
spielsweise die Bürgerstiftung Region
Mosbach, die Bürgerstiftung Mittelhes-
sen und die Bürgerstiftung Rosenheimer
Land. Auch hier ist die Einrichtung wei-
terer Gremien möglich, ebenso die Be-
stellung einer ehrenamtlichen oder
hauptamtlichen Geschäftsführung.

• Schließlich findet eine Governance-Vari-
ante Verbreitung, die nicht mit den zehn
Merkmalen für Bürgerstiftungen des
Bundesverbandes Deutscher Stiftungen
kompatibel ist. Problematisch ist bei die-
sem Modell sowohl a) die doppelte Or-
ganmitgliedschaft als auch b) die Domi-
nanz der Bürgerstiftungsgremien sowie c)
deren Benennung durch Externe (vgl.
Abbildung Governance-Modell »Kom-
munal«). Am Beispiel der Bürgerstiftung
Ludwigsburg wird nachfolgend eine ty-
pische kommunal dominierte Governan-
ce-Struktur dargestellt. So wird das neun-
köpfige Kuratorium als Aufsichtsgre-
mium der Bürgerstiftung nicht durch ein
Organ der Bürgerstiftung selbst gewählt
oder berufen, sondern durch einen exter-
nen Dritten bestimmt, in diesem Fall den
Gemeinderat der Stadt Ludwigsburg.
Die hier vertretenen Gemeinderatsmit-
glieder wählen vier Kuratoren der Bür-
gerstiftung aus der Mitte des Gemeinde-
rates sowie weitere vier Kuratoren, die
nicht dem Gemeinderat angehören. Der
Oberbürgermeister der Stadt gehört dem
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Bürgerstiftungen bieten »alles aus einer Hand« für das Enga-
gement in einer Stadt oder Region. Sie vergeben Fördermittel
an gemeinnützige Organisationen und führen selbst Projekte
in den Bereichen Jugend, Bildung, Kultur, Soziales, Gesund-
heit, Umwelt und Sport durch. Die aktuellen Schwerpunkte ih-
rer Aktivitäten liegen in den Bereichen Jugend (39 %), Kultur
(16 %) und Soziales (12 %).
Vielerorts arbeiten Bürgerstiftungen mit sozialen Organisatio-
nen zusammen. Diese beteiligen sich als Stifter an einer Bür-
gerstiftung, erhalten Projektförderung oder initiieren gemein-
sam mit der Bürgerstiftung eigene Projekte. Nachfolgend wer-
den zwei Bürgerstiftungen vorgestellt, die gemeinsam mit
sozialen Organisationen Aufgaben sozialer Arbeit überneh-
men.

Bürgerstiftung für die Region
Mosbach

Unter dem Leitspruch »Bür-
ger helfen Bürgern« will die
Ende 2002 gegründete Bür-
gerstiftung für die Region
Mosbach bürgerschaftliches
Engagement stärken, Eigen-
initiative fördern und nach-
haltige Projekte anstoßen. In

2005 konnten Projekte und Initiativen mit insgesamt 27.400
Euro unterstützt werden, darunter beispielsweise das Semi-
narprogramm »Erwachsen werden« mit den Lions-Clubs der
Region Mosbach. Die offenen Hilfen der Johannes-Anstalten
Mosbach, die Menschen mit Behinderung bei der Gestaltung
eines eigenständigen und weitgehend selbstständigen Lebens
begleitet, wurden bei der Umsetzung ihrer Ziele finanziell
unterstützt.
Ein fortlaufendes Projekt der Bürgerstiftung für die Region
Mosbach ist die Mosbacher Tafel, die Bürgerstiftung und
Deutsches Rotes Kreuz 2004 gemeinsam ins Leben riefen.
Der Tafelladen sammelt von Firmen ausgesonderte, noch
zum Genuss geeignete Lebensmittel ein und gibt sie zu gün-
stigen Preisen an Bedürftige ab. Die Bürgerstiftung vermittel-
te eine Ladeneinrichtung, Kasse, Waage etc. Auch stellte sie
Kontakte zu Supermärkten, ortsansässigen Lebensmittelge-
schäften und Metzgereien her und gewann diese als Zuliefe-
rer. Die Bürgerstiftung versteht sich als Wegbereiter und
Unterstützer. Das Deutsche Rote Kreuz stellt die Räumlich-
keiten bereit und setzt das Projekt mit zahlreichen ehrenamt-
lichen Helfern um.
Weitere Partner beteiligen sich an der Finanzierung. Gemein-
sam mit DaimlerChrysler, dem DRK-Kreisverband und der
Volksbank Mosbach finanzierte die Bürgerstiftung die An-
schaffung eines Kühlfahrzeuges, das die Waren fachgerecht
von den Märkten zur Tafel transportiert. Die Mosbacher Ta-
fel hat inzwischen 450 Einkaufsberechtigungen an Bedürftige
ausgegeben. Um die Arbeit der Tafel sicherzustellen, sind 30
Ehrenamtliche tätig, die die Lebensmittel abholen, sortieren
und ausgeben.

Internet http://www.buergerstiftung-mosbach.de

Bürgerstiftung
Tecklenburger Land

Die »Aktive Bürgerstiftung
Tecklenburger Land für Mit-
menschen in Not« wurde im
Jahr 2000 als Sozialstiftung ge-
gründet. Sie fördert das Ehren-
amt und unterstützt Menschen
in Notlagen. In der Satzung
der Bürgerstiftung sind die
Zwecke »Jugendhilfe, Alten-
hilfe und Wohlfahrtswesen«
festgelegt.
Bislang half die Bürgerstiftung
unter anderem bei der ehren-

amtlichen Einrichtung einer Suppenküche und eines Beschäf-
tigungsraumes für behinderte Menschen im Rentenalter, sie
unterstützte die Ibbenbürener Tafel, entwickelte Integrations-
maßnahmen für ältere Aussiedler und engagiert sich in der
Notfallseelsorge.
Die Bürgerstiftung Tecklenburger Land kooperiert dabei mit
den Wohlfahrtseinrichtungen vor Ort. Der Sozialdienst Ka-
tholischer Frauen in Ibbenbüren, ein Fachverband im Deut-
schen Caritasverband, hat für die Bürgerstiftung die Ge-
schäftsführung übernommen. Im Hauptförderprojekt der Bür-
gerstiftung, betitelt »Jung für Alt«, leisten Jugendliche ihr
freiwilliges soziales Jahr derzeit in sieben Altenwohnhäusern
im Tecklenburger Land, unter anderem bei AWO und Caritas.
Im Jahre 2006 wurde die Bürgerstiftung Tecklenburger Land
mit einem Preis für exzellente Projekte zum Thema Genera-
tionenverbundenheit ausgezeichnet. Die »Aktion Mensch«
stellte daraufhin eine Anschubfinanzierung für drei Jahre be-
reit. Sie kommt dem am 1. November 2006 gestarteten Pro-
jekt »Alt für Jung« zugute, in dem Senioren jungen Menschen
beim Übergang vom Schul- ins Berufsleben helfen.
Die Arbeit der Bürgerstiftung Tecklenburger Land steht auf ei-
nem soliden Fundament. 143 Stifter, zumeist Privatpersonen,
hat die Stiftung schon gewonnen und konnte so seit ihrer
Gründung bereits rund 150.000 Euro für Einzelfallhilfen und
Projekte aufwenden. Durch die Organisationsform Bürgerstif-
tung ist sichergestellt, dass die Hilfe für Bedürftige stetig geleis-
tet werden kann: Projekte dürfen nur aus den Erträgen des
Stiftungskapitals oder mit Spenden finanziert werden. So kön-
nen im Tecklenburger Land auch in Zukunft Menschen in
Notlagen unterstützt werden.

Internet http://www.buergerstiftung-tecklenburgerland.de

Bernadette Hellmann ist Referentin für Bürgerstiftungen bei
der Aktiven Bürgerschaft in Berlin.
E-Mail bernadette.hellmann@aktive-buergerschaft.de

Elena Philipp ist Projektassistentin bei der Aktiven Bürger-
schaft in Berlin.
E-Mail elena.philipp@aktive-buergerschaft.de

Bürgerstiftungen und Soziales von Bernadette Hellmann und Elena Philipp
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unabhängig(er) von fremden Ressourcen-
zuflüssen zu verfolgen. Gleichzeitig stär-
ken die Bürgerstiftungen damit langfristig
die Fähigkeit der Bürgergesellschaft zur
Selbstorganisation, was gegenwärtig ins-
besondere durch die hohe öffentliche Fi-
nanzierung gemeinnützigen Engagements
nur eingeschränkt der Fall ist.

Vor diesem Hintergrund ist insbesonde-
re die kommunale Dominanz von Bürger-
stiftungen, wie sie im letzten Governance-
Modell zum Ausdruck kommt, kritisch zu
sehen. Dass die zu wählenden Personen in
erster Linie nach parteipolitischer Mehr-
heit oder parteipolitischem Proporz aus-
gewählt werden, ist sicher keine unbe-
gründete Annahme. Folgerichtig weisen
auch die »Zehn Merkmale für Bürgerstif-
tungen« insbesondere auf die Wahrung
der Unabhängigkeit von Politik und Ver-
waltung hin. Mit der institutionellen Ver-
ankerung der privatwirtschaftlichen und
mitgliederbasierten Genossenschaftsban-
ken als Stifter in Bürgerstiftungen, verfolgt
die Aktive Bürgerschaft das Ziel, die »pri-
vate Seite« zu stärken (Nährlich 2005).

Während traditionelle Stiftungen häu-
fig über kein internes Kontrollorgan ver-
fügen, ist dies bei den Bürgerstiftungen
die Regel. Diese interne formelle und
fachliche Kontrolle begleitet die laufende
Arbeit des Vorstandes und der Geschäfts-
führung einer Bürgerstiftung. Wesentliche
Aufgaben liegen beispielsweise in der Be-
stellung von Prüfern für den vom Vor-
stand erstellten Jahresabschluss mit dem
Bericht über die Erfüllung des Stiftungs-
zwecks und dessen Genehmigung sowie
natürlich in der Wahl und Abberufung
der Vorstandsmitglieder.

Diese Kontrolle kann auch nicht durch
die Aufsicht der Stiftungsbehörden und
der Finanzämter ersetzt werden, da diese
lediglich eine nachträgliche Rechtsauf-
sicht ausüben. Insofern kommt den Mit-
gliedern der Kontrollorgane eine hohe
Verantwortung zu, die optimale Verfol-
gung der Stiftungsziele zu sichern. Inwie-
weit die Zusammensetzung der Kontrol-
lorgane (Kooptation oder Wahl durch die
Stifterversammlung) einen Einfluss auf
den Erfolg der Arbeit von Bürgerstiftun-
gen hat, ist bislang nicht untersucht wor-
den. Aus Governance Perspektive proble-
matisch sind solche Varianten, bei denen
das Exekutivorgan die Mitglieder des
Aufsichtsorganes wählt.

Dem besonderen Organ der Stifterver-
sammlung, als partizipativem Element der

Einbindung einer breiten Anzahl von Zu-
stiftern, wie teilweise bei der Bürgerstif-
tung Nürnberg auch explizit auf »Zeitstif-
ter« erweitert, sind durch das Stiftungs-
recht Grenzen gesetzt (siehe dazu Rawert
2005). Die Bezirksregierung Karlsruhe hat
als Stiftungsbehörde dazu ausgeführt, dass
eine Stiftung keine Mitgliederorganisation
sei und der Begriff »Stifterversammlung«
aufgrund der Verwechslungsgefahr mit
der Mitgliederversammlung nicht akzep-
tiert werden könne. Unter Berücksichti-
gung des Grundsatzes der sparsamen und
wirtschaftlichen Verwaltung einer Stif-
tung sei jedoch, so die Bezirksregierung,
die Errichtung eines »Stifterrates« nicht
zwingend ausgeschlossen. Dabei soll dem
Stifterrat aber grundsätzlich nur repräsen-
tative und beratende Funktion zukom-
men, wobei es nach Auffassung der mei-
sten Stiftungsbehörden akzeptabel ist,
wenn aus der Mitte der Stifter die Mitglie-
der der Stiftungsorgane oder einzelner
Stiftungsorgane gewählt werden.

In der Praxis ist bei den meisten Bürger-
stiftungen mit einem Organ der Zustifter
dieses auch überwiegend »nur« mit beson-
deren Informationsrechten ausgestattet.
Die Partizipation der Stifter an »ihrer« Bür-
gerstiftung reicht dementsprechend von der
Teilhabe an Informationen und dem Aus-
tausch mit anderen Stiftern bis zur Mitbe-
stimmung, beispielsweise durch die Wahl
von Organmitgliedern. Ob weitergehende
Rechte einen zusätzlichen Anreiz zum En-
gagement bei einer Bürgerstiftung bieten
würden, wird von Fachleuten unterschied-
lich bewertet. Hoelscher und Hinterhuber
(2005) kommen in ihrer Untersuchung zu
einem eher negativen Ergebnis.

In der Praxis ist zumindest festzustellen,
dass die Höhe der Zustiftung, die für eine
Mitgliedschaft in der Stifterversammlung
erforderlich ist, sich um Summen zwi-
schen 500 und 1.000 Euro bewegt und
damit eher den breiten Zugang ermöglicht
als eine finanzielle Hürde darstellt. Selten
sind dagegen Zustiftungen zwischen
10.000 und 20.000 Euro erforderlich.

Angesichts der generellen Entwicklun-
gen im Non-Profit-Sektor, wie sie unter
dem Stichwort »Non-Profit- Governance«
diskutiert werden, können die Herausfor-
derungen eher in der Verbesserung von
Transparenz nach innen und außen sowie
der Optimierung der internen Kontrolle
der Qualität von Entscheidungen liegen als
in der Einführung weitergehender Mitbe-
stimmungsrechte für Zustifter. ◆

Kuratorium der Bürgerstiftung als gebo-
renes Mitglied qua Amt an, ebenso dem
zweiköpfigen Vorstand der Bürgerstif-
tung. Das zweite Vorstandsmitglied wird
durch das Kuratorium gewählt.
Viele weitere solcher kommunalen

»Bürgerstiftungen« verzichten gänzlich
auf ein internes Aufsichtsorgan. Ähnliche
Modelle finden sich beispielsweise bei der
Bürgerstiftung Ulm und der Bürgerstif-
tung Fichtenberg.

Diskussion
Eine der Kernfunktionen von Bürger-

stiftungen besteht in dem langfristigen
Aufbau ihres Stiftungskapitals und der
Förderung gemeinnütziger Aktivitäten
vornehmlich durch die Erträge aus die-
sem Vermögen. Dadurch wird die Bür-
gerstiftung in die Lage versetzt, ihre Ziele
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